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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlägen der Kommission an den Rat betreffend den Schiffbau 

— Drucksache 7/1315 — 


A. Bericht des Abgeordneten Suck 


Die Vorschläge der Kommission an den Rat — 
Drucksache 7/1315 — wurden vom Präsidenten des 
Deutschen Bundestages am 12. Dezember 1973 an 
den Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

In ihrem Vorschlag an den Rat untersucht die 
Kommission die Entwicklung von Angebot und 
Nachfrage auf dem Schiffbaumarkt sowie die Aus- 
wirkungen aller Beihilfen und Interventionen in die- 
sem Bereich. Aufgrund dieser Untersuchung schlägt 
die Kommission dem Rat 

a) industriepolitische Zielvorstellungen für den 
Schiffbau 

b) den Entwurf einer dritten Beihilfenrichtlinie für 
den Schiffbau 

vor. 

Zu a) 

Für die Analyse der Lage und Aussichten des 
Schiffbaues in der Gemeinschaft geht die Kommis- 
sion von internationalen Untersuchungen, vor 
allem im Rahmen der OECD, aus. Diese lassen die 
Gefahr einer Produktions-Überkapazität gegen Ende 
dieses Jahrzehnts erkennen. Der gegenwärtig hohe 
Auftragsbestand dürfte sich demnach angesichts 
einer voraussichtlich langsameren Entwicklung auf 
dem Gebiet der Seeschiffahrt kaum aufrechterhalten 
lassen. Durch eine derartige Situation würde in 


erster Linie der europäische Schiffbau berührt, da 
seine Strukturen im Vergleich zu denen seines 
Hauptkonkurrenten Japan (z. Z. ca. 50 ^/o Welt- 
marktanteil) im Rückstand sind. 

Als Ziele ihrer Vorschläge erwähnt die Kommis- 
sion 

— die Wiederherstellung der internationalen Wett- 

bewerbsfähigkeit, d. h. die Existenzfähigkeit der 
Werften ohne Beihilfen, innerhalb von vier 
Jahren # 

— die Beibehaltung eines Produktionsniveaus, das 
dem Wirtschaftspotential und den Erfordernissen 
des Schiffsverkehrsbedarfs der Gemeinschaft ge- 
recht wird. 

Wesentliche Instrumente zur Erreichung dieser 
Ziele sollen sein 

— eine koordinierte Umstrukturierungs- und Inve- 
stitionspolitik 

— die Erhöhung der Wirksamkeit von Investitions- 
beihilfen. 

Zu b) 

Die Richtlinie des Rates vom 20. Juli 1972 be- 
treffend die Beihilfen für den Schiffbau läuft schon 
am 30. Juni 1974 aus. Die Kommission schlägt vor, 
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in einer neuen Richtlinie wieder Beihilfengrund- 
sätze festzulögen. Wie bisher sollen die zugelasse- 
nen Beihilfen fakultativ sein. In dem durch die 
Richtlinie gesetzten Rahmen steht es den einzelnen 
Mitgliedsländern frei, ob bzw. inwieweit sie Bei- 
hilfen gewähren wollen. 

Erstmals sollen neben den direkten auch die in- 
direkten Beihilfen und Interventionen (d. h. Inve- 
stitionsförderung) festgelegt werden. Zulässig sol- 
len sein 

— die im Rahmen des OECD-Exportkreditabkom- 
mens für Schiffe möglichen Krediterleichterun- 
gen, jedoch beschränkt auf einen Höchstsatz von 
fünf Prozentpunkten, 

— andere direkte Beihilfen bis zu 5 Vo im Jahre 

1974 und 4 Vo im Jahre 1975. Überprüfung Ende 

1975 im Lichte des OECD-Globalabkommens über 


die schrittweise Beseitigung von Wettbewerbs- 
verfälschungen beim Schiffbau, das ggf. zu modi- 
fizieren wäre. Hilfen, die unter diesem Niveau 
liegen, dürfen nicht ohne stichhaltigen Grund 
und erst nach Zustimmung der Kommission an- 
gehoben werden. 

Alle Beihilfeanträge für Investitionen im Schiffbau- 
bereich mit einem Wert von mehr als 4 Millio- 
nen RE sollen der Kommission zur Genehmigung 
vorgelegt werden. 

Der Ausschuß empfiehlt, von den Vorschlägen der 
EG-Kommission an den Rat betreffend den Schiffbau 
Kenntnis zu nehmen. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
von den Vorschlägen der Kommission Kenntnis zu 
nehmen. 


Bonn, den 11. Juni 1974 


Suck 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Vorschläge der EG-Kommission — Drucksache 7/1315 — • werden zur Kenntnis 
genommen. 


Bonn, den 11. Juni 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
Dr. Narjes Suck 

Vorsitzender Berichterstatter 
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